
Solargenossenschaft: «Zinslose Darlehen müssen zinslos sein» 
Die Solargenossenschaft will bei der parlamentarischen Initiative der Freien Liste zur Einführung zinsloser Darlehen nachbessern. 

Mit dem Volks-Nein zu den bei-
den Energievorlagen wurde 
auch eine Massnahme zur Fi-
nanzierung der Energiewende 
versenkt. Um dies zu ändern, 
hat die Freie Liste eine parla-
mentarische Initiative zur Ein-
führung von zinslosen Darlehen 
eingereicht. Diese wird kom-
mende Woche im Landtag be-
handelt.  

Nun gelangt die Solargenos-
senschaft mit der Bitte an den 
Landtag, Korrekturen vorzu-
nehmen, und zwar in der Hin-
sicht, dass die Darlehen für Bau-
willige tatsächlich zinslos sind. 
Um dies zu erreichen, soll das 
Land die Kredite entweder di-
rekt vergeben. Oder das Land 
soll die Banken für den adminis-
trativen Aufwand entschädigen, 
damit die Zinsen für Bauwillige 
entfallen. 

«Am Ende ist es einfach 
ein günstigeres Darlehen» 

Der Vorstoss der Freien Liste 
zielt darauf ab, dass energeti-
sche Sanierungen mittels zins-
loser Darlehen insbesondere 
auch für diejenigen Haushalte 
�nanzierbar sein sollen, welche 

heute schon unter den hohen 
Nebenkosten leiden. Würde im 
Sinne der Solargenossenschaft 
«nachgebessert», dürfte dies 
der Freien Liste also ebenfalls 
mehr als recht sein.  

Die Solargenossenschaft 
moniert, dass es sich bei dem 
Vorschlag der Freien Liste, der 
sich ausschliesslich an der ab-
gelehnten Vorlage für die Abän-
derung von Baugesetz und 
Energiee�zienz gesetz orien-
tiert, nicht wirklich um zinslose 
Darlehen für energetische 
Massnahmen handelt, sondern 
um eine für die Banken zinslose 
staatliche Re�nanzierung. Den 
administrativen Aufwand für 
die Kreditabwicklung sowie das 
Ausfallrisiko trägt die entspre-
chende Bank.  

«Was bei den Bauwilligen 
ankommt, ist deshalb kein zins-
loses Darlehen, sondern ein -
fach ein günstigeres Darlehen», 
erklärt Geschäftsführer Andi 
Götz.  

Gemäss den Erfahrungen 
der Solargenossenschaft schla-
ge eine Bank 1,5 Prozent auf die 
eigenen Zinskosten. So bekom-
me die Solargenossenschaft al -

so von einer liechtensteinischen 
Bank Geld für eine PV-Anlage 
für derzeit 3,2 Prozent Zins. 
Konkret würden  zum Saron-
Zinssatz 1,5 Prozent für die Auf-

wände der Bank dazugerech -
net. «Liegen die Zinskosten der 
Bank dank staatlicher Re�nan-
zierung bei null, ist für die Bau-
willigen folglich trotzdem mit 

einem Zins von 1,5 Prozent zu 
rechnen.» Zwei Möglichkeiten 
sieht die Solargenossenschaft, 
damit die zinslosen Darlehen 
für die Bauherren künftig auch 

wirklich zinslos sind. Entweder, 
das Land vergibt die Kredite di-
rekt an die Bauwilligen. «Dies 
führt zu einem gewissen Auf-
wand, wurde aber mit den Co-
rona-Krediten auch so gehand-
habt», heisst es. Oder aber das 
Land entschädigt die Banken 
für den administrativen Auf-
wand bei der Kreditabwicklung 
und für das Ausfallrisiko. 

«Massnahme entfaltet 
nicht erwünschte Wirkung» 
«Sollte das Land wirklich at-
traktive Anreize setzen wollen, 
dann sollten die zinslosen Dar-
lehen für die Bauwilligen auch 
tatsächlich zinslos sein, andern-
falls wird diese Massnahme 
nicht die erwünschte Wirkung 
entfalten», erklärt die Solarge-
nossenschaft Liechtenstein ihre 
Bitte an den Landtag. Die Abge-
ordneten sollen um Sinne einer 
Verbesserung Empfehlungen an 
die Initianten aussprechen, da-
mit im Hinblick auf die zweite 
Lesung entsprechende Korrek-
turen vorgenommen werden 
könnten. 
 
Desirée Vogt

Finanzielle Unterstützungen für PV-Anlagen sollen zinsfrei sein. Bild: Keystone

Löschen der Abgeordentenporträts  
war nicht zwingend erforderlich 
Welche Daten sind nötig, um über Wahlen zu informieren? Das ist laut Datenschutzstelle die entscheidende Frage in puncto Landtagswahlen.li. 

Elias Quaderer 

 

Wer wissen wollte, welche Fri-
suren vor zehn, fünfzehn oder 
zwanzig Jahren im Landtag in 
Mode waren, wurde bis vor 
Kurzem auf Landtagswahlen.li 
fündig: Neben anderen Infor-
mationen hatte die Website 
sämtliche Kandidierenden der 
Landtagswahlen seit 2001 mit 
Porträtfotos und ihrem damali-
gen Alter abgebildet. Aber vor 
zwei Monaten wurden die Fotos 
und die Altersangaben von der 
Website heruntergenommen – 
ausgenommen davon sind nur 
die Kandidierenden der letzten 
Landtagswahlen von 2021.  

Grund für die Löschung sei-
en Datenschutzüberlegungen, 
erklärt die für die Website ver-
antwortliche Abteilung «Infor-
mation und Kommunikation 
der Regierung» (IKR). Dabei 
habe die Regierungsabteilung 
die Website aus eigenem An-
trieb heraus angepasst – und 
nicht aufgrund von äusserem 
Druck. Zwar habe es einmal ei-
nen Antrag auf Löschung eines 
Bildes gegeben, dem der IKR 
nachgekommen sei. «Es gab je-
doch keine Beschwerden, wel-
che die Anpassungen auf der 
Website, die wir Anfang Febru -
ar vorgenommen haben, ausge-
löst hat», so IKR-Leiterin Mag-
dalena Hilbe. 

Gemeindwahlen.li wird 
auch überarbeitet 

Die Abteilung IKR orientiere 
sich an der Datenschutz-Grund-
verordnung (DSVGO).  Und die-
se beinhalte unter anderem den 

Grundsatz der Datenminimie-
rung: «Es wur de festgestellt, 
dass weder Fotos noch das da-
malige Alter der Kandidatinnen 
und Kandidaten erforderlich 
sind, um die Öentlichkeit wei-
terhin über vergangene Wahl-
aufstellungen zu informieren», 

hält Hilbe fest. Darum habe man 
entschieden, dass neu nach vier 
Jahren das Alter der Kandidaten 
sowie deren Porträtfotos ge-
löscht werden. 

Anders sieht es jedoch auf 
der ebenfalls vom IKR betriebe-
nen Website Gemeindwahlen.li 

aus. Hier �nden sich zumindest 
noch die Fotos der gewählten 
Liechtensteiner Gemeinderäte 
ab dem Jahr 2003. Weshalb gilt 
hier eine andere Handhabung?  

Dies sei nur vorübergehend 
der Fall, erklärt Abteilungsleite-
rin Hilbe: «Die Seite ist in Bear-

beitung. Die Fotos sowie das Al-
ter werden analog zu Landtags-
wahlen.li entfernt.» 

Unterschied, ob Kandidat 
oder Abgeordneter 

Manch einer dürfte sich über das 
Vorgehen der IKR wundern: 
Muss man als Kandidat für ein 
öentliches Amt nicht damit 
rechnen, dass Fotos  auf Web-
sites wie Landtagswahlen.li auf-
geschaltet werden? Julia Stütz, 
stellvertretende Leiterin der Da-
tenschutzstelle Liechtenstein, 
hält auf Anfrage fest, dass die 
Verarbeitung und Speicher dauer 
von personenbezogenen Daten 
jeweils nach ihrer Erforderlich-
keit für einen bestimmten Zweck 
zu beurteilen sei. Insofern sei 
die Argumentation der IKR 
nachvollziehbar: Nach einer ge-
wissen Zeit sei es nicht mehr er-
forderlich, das Foto und das da-
malige Alter von ehemaligen 
Kandidierenden öentlich zu 
publizieren, um über vergange-
ne Wahlen zu informieren. «Der 
Name und die Listenzugehörig-
keit der Kandidaten ist ja noch 
ersichtlich», so Stütz.  

Anders sieht die Situation 
bei ehemaligen Landtagsabge-
ordneten aus: Sie waren respek-
tive sind Personen des öentli-
chen Lebens und müssen eher 
damit rechnen, dass Daten und 
Bilder im Zusammenhang mit 
ihrem damaligen Mandat veröf-
fentlicht werden.  

«Die Beurteilung der Erfor-
derlichkeit verschiebt sich hier 
deshalb etwas zugunsten der 
Veröentlichung», erklärt Stütz. 
Aber auch hier sei fraglich, ob 

das Foto und das damalige Alter 
nötig seien, um über vergange -
ne Wahlen zu informieren. 
Demnach lautet hier das Fazit 
der Datenschutzexpertin: «Auch 
wenn die Löschung nicht unbe-
dingt erforderlich war, weil ein 
Abgeordneter eine Person des 
öentlichen Lebens ist, ist die 
weitere Verfügbarkeit ebenso 
wenig erforderlich. Daher liegt 
die Entscheidung im Ermessen 
der verantwortlichen Stelle, also 
des IKR.» 

Klagen hätten  
wahrscheinlich Erfolg 

Auf die Nachfrage, ob eine Kla -
ge gegen die Veröentlichung 
eines Kandidatenfotos Chancen 
auf Erfolg hätte, antwortete 
Stütz: «Da der Zweck der Inter-
netseite nur in der Information 
über (vergangene) Wahlen be-
steht, ist es durchaus wahr-
scheinlich, dass eine daten-
schutzrechtliche Beschwerde 
respektive Klage eines ehemali-
gen Kandidaten gegen die Auf-
schaltung seines Porträts Erfolg 
hätte.» Und auch bei einem ehe-
maligen Abgeordneten könnte 
eine solche Klage Erfolg haben, 
denn die Gegenseite müsste 
nachweisen, dass ohne die Ver-
öentlichung des Bildes nicht 
ausreichend über vergangene 
Wahlen informiert werde und 
dass dieses öentliche Informa-
tionsinteresse das Interesse auf 
Privatsphäre nach Ablauf der 
Kandidatur beziehungsweise 
des Mandats überwiegt. «Das ist 
vermutlich eher schwierig», 
schliesst Julia Stütz von der Da-
tenschutzstelle Liechtenstein.

Ohne Fotos: Die gewählten Unterländer Abgeordneten von 2017. Bild: Screenshot Landtagswahlen.li
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